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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

1. Außensteuer: Anwendung abkommensrechtlicher Akitivitätsvorbehalte auf 
ausländische Betriebsstätteneinkünfte 
Urteil vom 03.07.2024, Az: I R 4/21 

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
1. Außensteuer: Anwendung abkommensrechtlicher Akitivitätsvorbehalte auf aus-

ländische Betriebsstätteneinkünfte 
Urteil vom 03.07.2024, Az: I R 4/21 
1. Sieht eine abkommensrechtliche "Switch over"-Klausel vor, dass die Anwendung 
der Freistellungsmethode bei Betriebsstätteneinkünften unter einem Aktivitätsvorbe-
halt steht und wird hierfür auf § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 des Außensteuergesetzes (AStG) 
verwiesen, erfüllen ausländische Betriebsstätten das dortige Tatbestandsmerkmal "aus-
ländische Gesellschaft". Die Verweisung betrifft nicht nur die Regelung der aktiven 
(Grund-)Tätigkeiten, sondern bezieht die in § 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 AStG vorgesehenen 
Einschränkungen ein (hier: Mitwirkung eines gemäß § 7 AStG an der Gesellschaft be-
teiligten, unbeschränkt Steuerpflichtigen an der Dienstleistung nach § 8 Abs. 1 Nr. 5 
Buchst. a AStG ). 
 
2. Die (Rück-)Ausnahme des § 20 Abs. 2 Satz 2 AStG i.d.F. des Jahressteuergesetzes 
2010 (JStG 2010), die als Rechtsfolge die Beibehaltung der Freistellungsmethode vor-
sieht, kommt nicht zur Anwendung, wenn ein Wechsel der Freistellungs- zur Anrech-
nungsmethode nicht aus § 20 Abs. 2 AStG bzw. § 20 Abs. 2 Satz 1 AStG i.d.F. des 
JStG 2010, sondern bereits aus der Anwendung einer abkommensrechtlichen "Switch 
over"-Klausel folgt. 
  
  

 

 


